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Finanzpolitik: Stärker auf Ergebnisse hin
orientieren
Der Aufbau der ostdeutschen Wirtschaft ist keineswegs
zum Stillstand gekommen, aber es verbleiben signifikan-
te Strukturschwächen, die überwunden werden müssen
(vgl. Ragnitz 2009; Ragnitz et al. 2009). Gleichzeitig stel-
len der starke Rückgang der Bevölkerung im erwerbsfä-
higen Alter, Verschiebungen in der Altersstruktur und sich
verstärkende regionale Ungleichgewichte der Bevölke-
rungsentwicklung eine neue, zunächst so nicht vorausge-
sehene, große Herausforderung für die Wirtschafts- und
Fiskalpolitik dar. Ceteris paribus wird die prognostizierte
demographische Entwicklung das Wachstum des Produk-
tionspotentials in den neuen Ländern deutlich vermindern
und die Heterogenität regionaler Wirtschaftsentwicklung
vergrößern. Für den öffentlichen Sektor verstärkt dies den
Druck auf die Einnahmenseite des Budgets, während die
Pro-Kopf-Ausgaben für vorhandene Infrastruktur aufgrund
des hohen Fixkostenanteils bei der Bereitstellung von In-
frastrukturdienstleistungen steigen werden. Ferner sind
einschneidende Änderungen im Leistungsgefüge der Län-
der und Gemeinden gefordert, die in bestimmten Berei-
chen mit Mehrausgaben verbunden sind (vgl. zu den Aus-
wirkungen des demographischen Wandels auf die Aus-
gaben von Ländern und Gemeinden etwa: Seitz 2008a;
Hofmann, Kempkes und Seitz 2008; Freigang und Hof-
mann 2008).
Um verbleibende alte und die neuen Herausforderungen be-
antworten zu können, kommt es darauf an, die institutio-
nellen Stellschrauben in den verschiedenen Bereichen der
Volkswirtschaft – auf dem Arbeitsmarkt, den Produktmärk-
ten und im Bereich des öffentlichen Sektors – so zu justie-
ren, dass brachliegende oder unterbeschäftigte Ressour-
cen besser aktiviert und dort eingesetzt werden können, wo
sie den größten Nutzen bringen. Dies ist eine Aufgabe der
Wirtschafts- und Finanzpolitik auf Bundesebene ebenso wie
in der Sphäre der neuen Länder selber. Vieles deutet auf
Fortschritte bei der Effizienz des öffentlichen Sektors in den
neuen Ländern hin, so die verbesserte Nutzung der Solidar-
paktmittel für investive Zwecke und die fortschreitende Ver-
minderung des Verwaltungspersonalbestandes pro Kopf der
Bevölkerung auch bei sinkenden Einwohnerzahlen (vgl. zur
Verwendung der Solidarpaktmittel Wilde und Freye 2009;
Ragnitz 2006; 2005). Es bedarf jedoch erheblicher weiterer
Anstrengungen, um die öffentlichen Haushalte hinreichend
zu konsolidieren und besser auf eine wachstumsfreundliche
Finanzpolitik hin auszurichten. Betrachten wir einige Elemen-
te, die hierzu beitragen können.
Ausgabenprogramme umfassend evaluieren
Viel hängt davon ab, dafür zu sorgen, dass Ausgabenent-
scheidungen auf der Grundlage umfassender Informationen
über die Kosten und den Nutzen der Projekte getroffen wer-
den können. Bei investiven Ausgaben bedeutet dies, die Wir-
kungen eines Projektes auf die Entwicklung der Wirtschaft
ex ante zu evaluieren, die mit dem Projekt verbundenen zu-
künftigen Ausgaben- und Einnahmenströme der Kapital-
und laufenden Rechnung für die Lebensdauer des Projek-
tes abzuschätzen und die Ergebnisse mit alternativen Pro-
jekten zu vergleichen. Zur Umsetzung dieses Konzeptes be-
darf es erheblicher Änderungen im System der Rechnungs-
legung der öffentlichen Verwaltungen, das auf die Verbu-
chung laufender Finanzströme ausgelegt ist. Bei der Ein-
führung von Kosten- und Leistungsrechnungen ist koordi-
niertes Vorgehen der Gebietskörperschaften notwendig, um
vergleichbare Standards zu schaffen.
Bei der Evaluierung und Planung ist es wichtig, externe Ef-
fekte von Infrastrukturprojekten über gegenwärtige Länder-
und Gemeindegrenzen hinweg mit einzubeziehen. Beispiels-
weise können Investitionen in das Straßenverkehrssystem
nur dann in einer Weise dimensioniert werden, dass sie ihr
volles Potential entfalten, wenn ihre Auswirkungen in ande-
ren Regionen umfassend berücksichtigt werden.1 Die de-
mographische Entwicklung in Ostdeutschland wird in wei-
ten Bereichen – etwa bei Schul- und Verwaltungsgebäuden,
Kultur- und Freizeiteinrichtungen – eine geographische Kon-
zentration von Infrastrukturleistungen bei gleichzeitigem Aus-
bau der Verkehrsinfrastruktur erfordern. Segmentierte Zu-
ständigkeiten bei der Planung und Evaluierung können zu
Ressourcenverschwendung führen. 
Beispielsweise erschweren jeweils verschiedene Zustän-
digkeiten für kommunale Straßen, Kreisstraßen, Landes-
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straßen und Bundesstraßen die Evaluierung und Planung
für den Ausbau und die Instandhaltung des Straßenver-
kehrssystems. Ferner können Principal-Agent-Probleme
bei der Planung von Fernstraßen, die mit Anreizen für Kos-
tenverschiebungen zwischen den Gebietskörperschaften
verbunden sind, Ineffizienzen bei Investitionsentscheidun-
gen im Straßenbau weiter vergrößern (vgl. Bundesrech-
nungshof 2004). Zur Lösung solcher Probleme bedarf es
demnach der Überprüfung von Zuständigkeiten und der
Kooperation zwischen Verwaltungen, die es ermöglichen,
umfassend zu planen und die Kosten für die Bereitstel-
lung von Verkehrs- und anderen Infrastrukturleistungen
besser zu internalisieren.
Auch die laufende Erfolgskontrolle ergriffener Maßnahmen
mit Hilfe geeigneter Indikatoren kann die Effektivität öffent-
licher Dienstleistungen erhöhen und Kosten senken.2 Da-
bei ist ein bedeutender Gesichtspunkt, die Ergebnisse der
Aktionen der Länder und Gemeinden miteinander verglei-
chen zu können und voneinander zu lernen (»Best Practi-
ce«). Die rechtlichen Voraussetzungen für eine Kooperation
zwischen Bund und Ländern zur Förderung von Leistungs-
vergleichen sind inzwischen, den Empfehlungen der Föde-
ralismusreformkommission folgend, geschaffen worden.
Wichtig ist auch, die Gemeinden mit einzubeziehen, wozu
es der Entwicklung von Bewertungsverfahren und Leistungs-
indikatoren bedarf, die eine breite Anwendung unter den Ge-
meinden mit vertretbarem Aufwand ermöglichen. So zei-
gen etwa Erfahrungen mit dem Programm »Stadtumbau
Ost«, dass die Qualität der Datenerfassung zwischen den
beteiligten Gemeinden stark schwankte und die Datener-
fassung oft mit beträchtlichem personellen Aufwand der Ge-
meinden verbunden war, so dass eine Reduktion der ver-
wendeten Indikatoren angezeigt war (vgl. Landesrechnungs-
hof Brandenburg 2008).
Öffentlich-private Partnerschaften: Mit Vorsicht
zu behandeln
Nutzung von Marktmechanismen, in Form von öffentlichen
Ausschreibungen im Beschaffungswesen, »Outsourcing«
der Erstellung von Dienstleistungen an Betriebe außerhalb
der öffentlichen Verwaltung und öffentlich-privaten Partner-
schaften bei Investitionsprojekten, kann mit Effizienzgewin-
nen bei der Produktion öffentlicher Leistungen verbunden
sein.3 Dies gilt vor allem dann, wenn der Wettbewerb zwi-
schen privaten Anbietern als Motor für Kostensenkungen
und Produktivitätssteigerungen genutzt werden kann, wie
das insbesondere bei öffentlichen Ausschreibungen oft der
Fall ist. In den vergangenen Jahren sind öffentlich-private
Partnerschaften (ÖPPs) zunehmend auf Interesse gestoßen.
Die besondere Bedeutung des Ausbaus und der Kon-
zentration von Infrastruktur in Ostdeutschland legt es nahe,
das Potential von ÖPPs bei Infrastrukturinvestitionen aus-
zuloten. Allerdings zeigt die Erfahrung in anderen Ländern,
dass ÖPPs in der Praxis mit erheblichen finanziellen Risi-
ken für den öffentlichen Sektor verbunden sein können. Die-
se können von den ÖPP-Projekten selber oder von unzu-
reichender Beachtung der langfristigen Ausgabenbelastun-
gen des öffentlichen Budgets ausgehen.
Bei ÖPPs kooperieren die Verwaltung und private Unterneh-
men bei der Bereitstellung von Infrastrukturdienstleistungen.
Die Verwaltung spezifiziert die vom privatwirtschaftlichen
Partner zu erbringenden Leistungen, während dieser im
ÖPP-Grundmodell die Infrastruktur konzipiert, vorfinanziert,
aufbaut und die mit der Infrastruktur erzeugten Dienstleis-
tungen anbietet. Die vertragliche Bindung der Partner er-
streckt sich über mehrere Jahre, ja Jahrzehnte. Transakti-
ons- und Finanzierungskosten sind bei ÖPPs größer als bei
traditionellem Verfahren, bei dem Investitionsprojekte in Auf-
trag gegeben, binnen kurzer Zeit aus dem öffentlichen Haus-
halt finanziert und die Infrastrukturdienstleistungen von der
Verwaltung gegen Gebühren oder unentgeltlich zur Verfü-
gung gestellt werden. Es bedarf deshalb bedeutender Effi-
zienzgewinne, damit die Gesamtkosten eines Investitions-
projektes über den Lebenszyklus hinweg bei ÖPPs geringer
sind als bei konventionellem Verfahren. Ob dies der Fall ist,
hängt wiederum weitgehend davon ab, in welchem Umfang
verschiedene Risiken, die mit dem Bau, Eigentum und Be-
trieb von Infrastruktur verbunden sind, vom öffentlichen auf
den privaten Sektor – zwecks effizienterem Risikomanage-
ment – verlagert werden können.
In Ostdeutschland sind die Risiken eines Kapazitätsüber-
hangs bei Infrastrukturinvestitionen wegen der ungünsti-
gen demographischen Entwicklung, oft einhergehend mit
wirtschaftlicher Strukturschwäche und geringer Siedlungs-
dichte, besonders groß. Dies ist ein bedeutender Anknüp-
fungspunkt für den Risikotransfer vom öffentlichen auf den
privaten Sektor, wenn das Potential von ÖPPs unter den Be-
dingungen in den neuen Ländern ausgeschöpft werden soll.
Würde die öffentliche Verwaltung dem privaten Träger einer
Infrastruktureinrichtung Einnahmen garantieren, die von der
zukünftigen Nachfrage nach den Infrastrukturdienstleistun-
gen unabhängig sind, so würde der fehlende Risikotransfer
die Anreize für den privatwirtschaftlichen Partner mindern,
für einen kostengünstigen Betrieb der Anlage zu sorgen. An-
dererseits werden jedoch gerade angesichts ungünstiger
demographischer Entwicklungen in strukturschwachen Re-
gionen viele regionale Investitionsprojekte für ÖPPs nicht
tragfähig sein. Dies könnte zu einem gewissen Teil dadurch
behoben werden, dass einzelne Projekte zu einem größe-
ren Gesamtprojekt zusammengefasst werden. Dies vergrö-
ßert nicht nur das Transaktionsvolumen, sondern könnte
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im Aggregat auch das mit kleinen Infrastrukturprojekten ver-
bundene Risiko vermindern und die Prognostizierbarkeit der
Infrastrukturauslastung angesichts volatiler Bevölkerungs-
entwicklung verbessern. Allerdings besteht die Gefahr, dass
ÖPPs gegenüber konventionellen Vergabeverfahren zu güns-
tig erscheinen, wenn Risikotransfers auf die privaten An-
bieter vorgenommen werden, obwohl diese mittelfristig nicht
tragfähig sind oder von der Verwaltung nicht dauerhaft durch-
gesetzt werden können. Erfahrungen in anderen Ländern
bestätigen das Problem.4 Spätere Korrekturen können für
die öffentlichen Haushalte mit erheblichen Kosten verbun-
den sein.
Bei privater Vorfinanzierung von Investitionsprojekten wer-
den die öffentlichen Haushalte kurzfristig entlastet. Dies mag
gerade für die neuen Länder angesichts wachsenden bud-
getären Drucks attraktiv erscheinen, birgt aber die Gefahr,
dass Entscheidungen selbst dann zugunsten von ÖPPs ge-
troffen werden, wenn deren Kosten im Gegenwartswert hö-
her sind als bei herkömmlichem Auftragsverfahren. Ferner
belastet die Finanzierungsstruktur von ÖPPs die öffentlichen
Haushalte über lange Zeiträume hinweg mit wiederkehren-
den Zahlungen an die privatwirtschaftlichen Partner. Dies
schränkt die Flexibilität auf der Ausgabenseite des Budgets
ein und kann zu einer Verschleierung zukünftiger budgetä-
rer Verpflichtungen führen. Letzteres wiegt umso schwerer,
als die Bevölkerungsalterung bereits mit signifikanten impli-
ziten fiskalischen Belastungen – zunehmende Versorgungs-
leistungen für Verwaltungspersonal, Sozialleistungen, Um-
bau von Infrastruktur und Mindereinnahmen – verbunden
ist. Der langfristige fiskalische Einfluss von ÖPPs dürfte von
Ländern mit hohen Potentialwachstumsraten leichter zu ab-
sorbieren sein als von den neuen Bundesländern. Deshalb
ist es wichtig, künftige budgetäre Verpflichtungen aus ÖPPs
vorab zu erfassen und transparent zu machen. Dies gilt un-
abhängig davon, dass die eingegangenen Verpflichtungen
nach den Buchungsregeln der volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnung (VGR), je nach Umfang des vereinbarten Risiko-
transfers, nicht als Schulden des Staatssektors in der VGR
verbucht werden müssen.
Für die Entscheidung für oder gegen ÖPPs ist es unerläss-
lich, die Kosten von Investitionsprojekten über den Lebens-
zyklus des Projektes in Alternativszenarien mit und ohne
ÖPPs zu evaluieren. Weitere Bedingungen müssen erfüllt
werden. Die komplexen Rahmenbedingungen für Infrastruk-
turprojekte in den neuen Ländern könnten Anreize für pri-
vatwirtschaftliche Anbieter von Infrastrukturdienstleistungen
begünstigen, ihren Gewinn auf Kosten der Dienstleistungs-
qualität zu vergrößern. Die Einrichtung einer ÖPP setzt da-
her voraus, dass zwischen öffentlichem und privatem Sek-
tor durchsetzbare Verträge abgeschlossen werden kön-
nen, in denen alle relevanten Aspekte der Qualität der zu
erbringenden Dienstleistung im Detail festgehalten sind. Die
Erfahrung in anderen Ländern zeigt, dass der Aufbau einer
Wissensbasis innerhalb der öffentlichen Verwaltung zur Pro-
jektevaluierung und Vertragsgestaltung für den Erfolg von
ÖPPs unabdingbar ist, selbst wenn Consulting-Firmen be-
auftragt werden, ÖPP-Projekte zu analysieren. Viele Länder,
die bei der Nutzung von ÖPPs weiter fortgeschritten sind als
Deutschland, haben spezialisierte Verwaltungseinheiten für
den Umgang mit ÖPPs eingerichtet. Ähnliche Ansätze in
Deutschland sollten vertieft und die zuständigen Stellen auf
Bundes- und Landesebene unter Einbeziehung der Gemein-
den vernetzt werden, wenn ÖPPs für die neuen Länder nutz-
bar gemacht werden sollen.
Föderale Strukturen an neue Erfordernisse 
anpassen
Die oben betrachteten Bereiche zeigen, dass eine effi-
ziente Allokation von Ressourcen oft auch ein hohes Maß
an Koordination zwischen verschiedenen Gebietskörper-
schaften sowie Änderungen in der Struktur der öffentlichen
Verwaltungen erfordern. Freiwillige Kooperation zwischen
Gemeinden bietet sich an, wenn sie für alle Beteiligten Vor-
teile bringt. In der Tat gibt es viele Bereiche, von der Ab-
wasserentsorgung bis zur Verwaltung von Naturparks, wo
Kooperation stattfindet. Freiwillige Kooperation kann aber
schwierig oder gar nicht zu bewerkstelligen sein, wenn
»Trittbrettfahrertum« mit im Spiel ist. Die in den neuen Län-
dern teilweise stark ausgeprägte Stadt-Umland-Problema-
tik illustriert den Punkt. Umlandgemeinden profitieren häu-
fig von der Infrastruktur der Kernstädte, ohne dass sie hier-
für entsprechende Gegenleistungen erbringen müssten. In
einigen Regionen, so in Mecklenburg-Vorpommern, wur-
den diese Ungleichgewichte durch Wanderungsbewegun-
gen zugunsten des städtischen Umlandes in den vergan-
genen Jahren verstärkt. Das Missverhältnis zwischen Leis-
tung und Kompensation verzerrt sowohl die Ausgabenent-
scheidungen der Gemeinden als auch die Nachfrage der
Bürger nach Infrastrukturdienstleistungen. Zum Problem
gehört auch, dass die faktische Subventionierung des Um-
landes die Abwanderung in Randlagen begünstigt, was
wiederum den dortigen Bedarf an zusätzlicher Infrastruk-
tur erhöht. Das Phänomen zeigt zudem den potentiellen
Einfluss der Bundesgesetzgebung: Anreize für die Zersie-
delung des Umlandes und für erhöhte Schadstoffemis-
sionen, wie sie mit der Pendlerpauschale verbunden sind,
gehen in die falsche Richtung. Mit Hilfe freiwilliger Verein-
barungen wird eine Umverteilung der Infrastrukturkosten
zu Lasten der Umlandgemeinden aus naheliegenden Grün-
den kaum zu bewerkstelligen sein. Die Kosten könnten
jedoch durch von der Landesebene veranlasste Koopera-
tionen (wie in der Schweiz oder in Frankreich) oder Einge-
meindungen internalisiert werden.
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In etlichen ostdeutschen Ländern sind Gebiets- und Ver-
waltungsreformen angegangen worden oder in Vorberei-
tung, um leistungsfähigere Verwaltungseinheiten zu schaf-
fen und Kosten zu reduzieren. Ökonomischen Kriterien soll-
te bei Neugliederungen hohes Gewicht eingeräumt werden
(vgl. hierzu auch Ragnitz 2007). Befürchtungen, wonach die
Vergrößerung von Kreisen die Beteiligung der Bürger am
kommunalen Willensbildungsprozess unterlaufen könnte,
sind nicht stichhaltig, wie Seitz (2007; 2008b) überzeugend
dargelegt hat. Auch wird es der Bürgernähe kaum nutzen,
wenn Gebietskörperschaften aufgrund ihres nach ökono-
mischen Kriterien unangemessenen Zuschnittes ihrer Funk-
tion als Dienstleister in Zukunft immer weniger gerecht wer-
den können.
Ferner sind Änderungen in den Finanzbeziehungen der
Gebietskörperschaften untereinander gefragt, um Projekt-
kosten besser der Nutzung entsprechend zuordnen zu
können. Beispielsweise könnte bei der Stadt-Umland-Pro-
blematik ein Kostenausgleich für die Nutzung von Infra-
struktur in den kommunalen Finanzausgleich zwischen
Stadt und Umlandgemeinden einbezogen werden, wenn
die vollen Kosten der Nutzung von Infrastruktur nicht durch
Gebühren abgeltbar sind. Demographische Verschiebun-
gen wären bei der Ausgestaltung der Transfers zu berück-
sichtigen.
Ein großer Teil der Transfers der Länder an die Gemeinden
sind zweckgebunden. Dies gibt den Gemeinden einen An-
reiz, ihre Ausgaben zu erhöhen, wenn sie den Vorteil eines
Projektes höher einschätzen als ihre eigenen budgetären
Kosten, selbst wenn die Gesamtkosten des Projekts im Ver-
gleich zum gesellschaftlichen Nutzen hoch sind. Ferner gibt
es Anhaltspunkte dafür, dass die Gemeinden oft nicht in aus-
reichendem Umfang die Folgekosten kofinanzierter Ausga-
benprogramme berücksichtigen, für die sie selbst aufkom-
men müssen. Um die Ausgabeneffizienz zu erhöhen und fis-
kalische Konsolidierungsanreize zu setzen, wäre es deshalb
sinnvoll zu überprüfen, wie weit kofinanzierte Bereiche mit
regionalen externen Effekten verbunden sind, die Kofinan-
zierung einzustellen, wo dies nicht der Fall ist, und bei den
verbleibenden Bereichen zu überprüfen, wie Kosten auf an-
dere Weise, ohne Kofinanzierung durch das Land, interna-
lisiert werden können. Soweit die Kofinanzierung erhalten
bleibt, wäre es sinnvoll, die Zuschüsse von der Vorlage von
Finanzierungsplänen als Bestandteil der Projektevaluierung
abhängig zu machen. Es mag auch sinnvoll sein, die För-
derung an die Zusammenarbeit zwischen Gemeinden zu
knüpfen.
Eigene Einnahmequellen effizient erschließen
Wenn die Gesetzgebungskompetenz für Steuern auch weit-
gehend in der Hand des Bundes liegt, so sind derzeit doch
mehr als 20% der kommunalen (bereinigten) Einnahmen in
Ostdeutschland von den einnahmepolitischen Entscheidun-
gen der Gemeinden abhängig. Dieser Anteil, der sich aus
Grundsteuern, Gewerbesteuern und Gebühren zusammen-
setzt, wird sich in den nächsten Jahren mit dem Abbau der
Sonderbedarfsbundesergänzungszuweisungen des Solidar-
paktes II deutlich vergrößern. Die Einnahmenpolitik der Ge-
meinden wiederum beeinflusst die ökonomische Aktivität
des privaten Sektors.
In der Finanzwissenschaft wird der negative Einfluss der Be-
steuerung von Grundbesitz auf den Wirtschaftprozess als
relativ gering angesehen, da diese Steuern wesentliche Ent-
scheidungen der Wirtschaftssubjekte – zu produzieren, zu
investieren, Arbeit anzubieten oder nachzufragen etc. – we-
niger beeinflussen als andere Steuern. In der Tat bestätigen
empirische Untersuchungen für den OECD-Raum, dass
Steuern auf Grundbesitz relativ wenig wachstumsfeindlich
sind (vgl. Johansson et al. 2008). Auch sind die Grundsteu-
ereinnahmen stabiler als die Gewerbesteuereinnahmen, was
die mittelfristige Ausgabenplanung erleichtert. Demnach soll-
te erwogen werden, der Grundsteuer ein größeres Gewicht
bei der Gemeindefinanzierung einzuräumen, als dies bisher
der Fall ist.5 Auch im internationalen Vergleich ist der Anteil
der Steuern auf Grundbesitz an den gesamten Steuerein-
nahmen in Deutschland gering (vgl. OECD 2008). Da die Be-
reitschaft der Gemeinden zur Anhebung der Hebesätze der
Realsteuern vom Ausgleichsmechanismus zwischen Finanz-
kraft und Finanzbedarf des jeweiligen Landes abhängt, wä-
ren die Finanzausgleichsgesetze der Länder auf ihre An-
reizwirkungen hin zu überprüfen.
Viele lokale Dienstleistungen sind dafür geeignet, die Kos-
ten ihrer Erstellung über Gebühren an die Nutzer weiterzu-
geben. Dies gilt insbesondere für Infrastrukturdienstleistun-
gen. Gebühren können die Nachfrage nach kommunalen
Leistungen dämpfen und die Einnahmen zum Ausbau von
Infrastruktur erhöhen. Trittbrettfahren ist nicht möglich, wenn
die Nutzung der Infrastruktur bezahlt werden muss. Deshalb
sollte überprüft werden, ob das Potential von Gebühren als
Finanzierungs- und Steuerungsinstrument öffentlicher
Dienstleistungen besser ausgeschöpft werden kann. Dies
schließt ein, auch die Kapitalkosten für die Bereitstellung von
Infrastruktur in den Gebühren zu berücksichtigen. Allerdings
ist es wichtig, Anreizen entgegenzuwirken, Gebühren ohne
sachlichen Bezug zu den Kosten der jeweiligen Leistungs-
erstellung zwecks Einnahmenmaximierung zu erhöhen. So-
ziale Gesichtspunkte für einkommensschwächere Bürger
können durch Gebührenreduktionen oder staatliche Einkom-
menstransfers berücksichtigt werden.
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Die Hochschulfinanzierung ist ein Beispiel. Die Universitäten
haben bisher in keinem der neuen Länder das Recht, Stu-
diengebühren für Vollzeitstudierende zu erheben. Dies ist
motiviert durch das Bestreben, Studenten anzuziehen und
ihre Zahl in den kommenden Jahren angesichts der ungüns-
tigen demographischen Trends aufrechtzuerhalten. Aller-
dings hängt die Attraktivität der Hochschulen nicht zuletzt
von der Qualität von Lehre und Forschung ab, die die Er-
träge beeinflussen, die mit einem Studium erzielt werden
können. Gleichzeitig verfügt das gegenwärtige System der
Hochschulfinanzierung über keinen geeigneten Mechanis-
mus zur Verhinderung des Trittbrettfahrerproblems, das da-
rin besteht, dass das Bundesland, das eine Hochschule fi-
nanziert, nicht unbedingt später auch die von den relativ
gut verdienenden Hochschulabsolventen entrichteten Ein-
kommensteuern einnimmt.
Unterschiedliche demographische Entwicklungen zwischen
den neuen und den alten Bundesländern und die Verkür-
zung der Schulzeit bis zum Abitur in den meisten alten Län-
dern bergen die Gefahr, dass sich das Trittbrettfahrerpro-
blem in den nächsten Jahren zu Lasten der neuen Länder
erheblich verschärfen wird. Während zwischen 2008 und
2013 für die neuen Länder mit einem Rückgang der Anzahl
der Schulabsolventen mit Hochschulzugangsberechtigung
von 40% oder mehr gerechnet wird, wird deren Zahl in den
alten Ländern innerhalb desselben Zeitraumes stark steigen
(vgl. Rother 2007). Es ist deshalb sinnvoll, frei werdende Ka-
pazitäten in den neuen Ländern für Studenten aus anderen
Regionen zu nutzen. Dabei würde die Erhebung von Studi-
engebühren – unter Beachtung des Verfassungsgebotes,
dass diese niemanden aus Einkommensgründen davon ab-
halten dürfen zu studieren – dem Trittbrettfahrertum entge-
genwirken und den neuen Ländern ermöglichen, von ihrem
Kapazitätsvorteil zu profitieren. Verbleiben die Mittel an den
Universitäten, so ergeben sich Anreize für qualitative Ver-
besserungen des Studienangebotes, die die Attraktivität der
Hochschulen erhöhen. Ausländische Erfahrungen zeigen,
dass Studiengebühren wirkungsvoll zur Finanzierung von In-
vestitionen in das Bildungssystem und zu Qualitätsverbes-
serungen beitragen können (vgl. Oliveira-Martins 2007;
OECD 2008).
Wie also geht es weiter?
Prominenter Teil des wirtschaftspolitischen Paradigmas in
den ersten Jahren nach der Wiedervereinigung war der Ver-
such, mit Hilfe massiver West-Ost-Transfers die wirtschaft-
liche Leistungsfähigkeit der neuen Länder in einem großen
Schwung auf Westniveau zu transportieren. Die konzeptio-
nellen Mängel dieses Ansatzes sind seit langem erkannt und
Korrekturen sind eingeleitet (vgl. Snower und Merkl 2006;
Wurzel 2001; Sinn 2000). Die Fortsetzung des wirtschaftli-
chen Aufbaus und die Bewältigung neuer Herausforderun-
gen, insbesondere aufgrund demographischer Veränderun-
gen, sollten stärker auf die Mobilisierung von Ressourcen
durch Marktmechanismen setzen, als dies in der Vergan-
genheit der Fall war. Reformen im öffentlichen Sektor sind
gefordert, hierzu beizutragen.
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